
Niedersächsisches Statistikgesetz

vom 27. Juni 1988

(Nds. GVBl. S. 113)

zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. November 2001 (Nds. GVBl. S. 701)

§ 1 Geltungsbereich und Zuständigkeit mit Erläuterungen

(1) Dieses Gesetz gilt

1. ergänzend zum Bundesstatistikgesetz vom 22. Januar 1987 (BGBl. I S. 462) für die

Durchführung

a) von Statistiken auf Grund von unmittelbar geltenden Rechtsakten der

Europäischen Gemeinschaften,

b) von Statistiken auf Grund von Gesetzen oder Rechtsverordnungen des Bundes

(Bundesstatistiken),

2. für die Durchführung

a) von Statistiken auf Grund von Gesetzen oder Verordnungen des Landes

(Landesstatistiken),

b) von Statistiken der Gemeinden und Landkreise im eigenen Wirkungskreis auf

Grund von Satzungen ( Kommunalstatistiken).

(2) Die Durchführung von Statistiken nach Absatz 1 Nrn. 1 und 2 Buchstabe a obliegt der

Landesstatistikbehörde. Sie hat insbesondere die Statistiken vorzubereiten, Daten zu

erheben und aufzubereiten sowie die statistischen Ergebnisse darzustellen und zu

veröffentlichen.

(3)  Das Landesministerium wird ermächtigt, durch Verordnung Gemeinden und Landkreisen

Aufgaben bei der Durchführung von Statistiken nach Absatz 1 Nrn. 1 und 2 Buchstabe a

zur Erfüllung nach Weisung zu übertragen. Die Verordnung bestimmt den Umfang und

den Inhalt der Aufgaben sowie die Anforderungen zur Sicherstellung der Geheimhaltung.

In der Verordnung ist eine Regelung über die Deckung der Kosten, und, wenn das Land

für die jeweilige Statistik Zuweisungen erhält, eine Regelung über deren Weitergabe an

Gemeinden und Landkreise zu treffen.
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(4) Unbeschadet der weiteren Möglichkeiten kommunaler Zusammenarbeit können

kreisangehörige Gemeinden mit dem Landkreis vereinbaren, dass dieser die Aufgaben

bei der Durchführung von Statistiken übernimmt. Die Vereinbarung ist von den

Gemeinden und Landkreisen nach den für ihre Satzungen geltenden Vorschriften

öffentlich bekannt zu machen. Die zur Durchführung der Statistik erforderlichen

Satzungen erlässt der Landkreis.

§ 2 Kommunalstatistik

(1) Die Gemeinden und Landkreise sind berechtigt, im eigenen Wirkungskreis Statistiken

durchzuführen; dabei sind die §§ 3 und 9 zu beachten.

§ 3   Anordnung von Statistiken

(1) Landesstatistiken und Kommunalstatistiken sind durch Rechtsvorschrift anzuordnen,

soweit Einzelangaben, die dem Betroffenen zugeordnet werden können, erhoben oder

personenbezogene Daten aus Verwaltungsvorgängen erfasst werden.

(2) Die eine Landesstatistik oder Kommunalstatistik anordnende Rechtsvorschrift muss die

Erhebungsmerkmale, die Hilfsmerkmale, die Art der  Erhebung, den Berichtszeitraum,

den Berichtszeitpunkt, die zeitlichen Abstände wiederkehrender Erhebungen

(Periodizität) und den Kreis der zu Befragenden bestimmen. Ferner ist festzulegen, ob

und in welchem Umfang die Erhebung mit oder ohne Auskunftspflicht erfolgen soll.

§ 4 Trennung und Löschung von Hilfsmerkmalen

(1) Erhebungsmerkmale umfassen Angaben über persönliche und sachliche Verhältnisse,

die zur statistischen Verwendung bestimmt sind. Hilfsmerkmale sind Angaben, die der

technischen Durchführung von Statistiken dienen.

(2) Für die regionale Zuordnung der Erhebungsmerkmale dürfen der Name der Gemeinde

und die Blockseite genutzt werden. Blockseite ist innerhalb eines Gemeindegebietes die
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Seite mit gleicher Straßenbezeichnung von der durch Straßeneinmündungen oder

vergleichbare Begrenzungen umschlossene Fläche. Die übrigen Teile der Adresse

dürfen für die Zuordnung von Blockseiten für einen Zeitraum bis zu vier Jahren nach

Abschluss der jeweiligen Erhebung genutzt werden.

(3) Hilfsmerkmale sind zu löschen, sobald die Überprüfung der Hilfs- und

Erhebungsmerkmale auf ihre Vollständigkeit und Schlüssigkeit abgeschlossen ist. Im

Falle des Absatzes 2 sind die Hilfsmerkmale zum frühestmöglichen Zeitpunkt von den

Erhebungsmerkmale zu trennen und gesondert aufzubewahren.

§ 5 Vergabe statistischer Auswertungen

Privaten oder öffentlichen Stellen dürfen Aufträge, deren Erledigung die Auswertung von

statistischen Daten erfordert, nur von Behörden des Landes und nur dann erteilt werden,

wenn die Kenntnisnahme von Hilfsmerkmalen ausgeschlossen ist.

§ 6 Auskunftspflicht

(1) Ist eine Auskunftspflicht festgelegt, so unterliegen ihr alle natürlichen Personen sowie die

juristischen Personen des privaten und des öffentlichen rechts, Personenvereinigungen,

Behörden und sonstige öffentliche Stellen.

(2) Die Auskunftspflicht besteht gegenüber den mit der Durchführung von Landesstatistiken

oder Kommunalstatistiken betrauten Stellen und Personen.

(3) Die Antwort ist wahrheitsgemäß, vollständig und fristgerecht zu erteilen. Bei schriftlicher

Auskunftserteilung ist die Antwort erst erteilt, wenn die ordnungsgemäß ausgefüllten

Erhebungsvordrucke der Erhebungsstelle zugegangen sind. Die Antwort ist, soweit in

einer Rechtsvorschrift nicht anders bestimmt ist, für den Empfänger kosten- und portofrei

zu erteilen.

(4) Werden Erhebungsbeauftragte eingesetzt, so können die in den Erhebungsvordrucken

enthaltenen Fragen mündlich oder schriftlich beantwortet werden.
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(5) In den Fällen des Absatzes 4 sind bei schriftlicher Auskunftserteilung die ausgefüllten

Erhebungsvordrucke den Erhebungsbeauftragten auszuhändigen oder im

verschlossenen Umschlag zu übergeben oder bei der Erhebungsstelle abzugeben oder

dorthin zu übersenden.

(6) Bei der Durchführung von Landes- und Kommunalstatistiken haben Widerspruch und

Anfechtungsklage gegen die Aufforderung zu einer Auskunftserteilung, die durch

Rechtsvorschrift angeordnet ist, keine aufschiebende Wirkung.

§ 7 Geheimhaltung

Einzelangaben über persönliche und sachliche Verhältnisse, die für eine Landesstatistik oder

eine Kommunalstatistik gemacht werden, sind von den mit der Durchführung von

Landesstatistiken oder Kommunalstatistiken betrauten Personen geheim zu halten, soweit

nicht ein eine Statistik anordnendes Gesetz etwas anderes bestimmt. Diese

Geheimhaltungspflicht gilt auch nicht für Einzelangaben, die von der Landesstatistikbehörde

oder den Kommunalstatistikstellen mit den Einzelangaben anderer Befragter

zusammengefasst und in statistischen Ergebnissen dargestellt sind.

§ 8 Übermittlung

(1) Die Übermittlung von Einzelangaben ist zulässig, wenn

1. der Befragte schriftlich in die Übermittlung oder die Veröffentlichung eingewilligt hat,

2. sie dem Befragten oder Betroffenen nicht zuzuordnen sind,

3. es sich um Einzelangaben über öffentliche Stellen handelt, die nicht am Wettbewerb

teilnehmen, soweit aus besonderem öffentlichen Interesse nichts anderes bestimmt

ist,

4. sie zwischen den mit der Durchführung einer Landesstatistik oder Kommunalstatistik

betrauten Stellen erfolgt, soweit es zur Erstellung dieser Statistik erforderlich ist.

(2) Die Landesstatistikbehörde darf den Kommunalstatistikstellen für ihren

Zuständigkeitsbereich zu ausschließlich statistischen Zwecken Einzelangaben aus

Landesstatistiken übermitteln. Hilfsmerkmale dürfen nicht übermittelt werden. Auf

Anforderung der Kommunalstatistikstellen erfolgt die Übermittlung auf der Grundlage von

Blockdaten.
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(3) Die Landesstatistikbehörde und die Kommunalstatistikstellen dürfen den Hochschulen

oder sonstigen Einrichtungen mit der Aufgabe unabhängiger wissenschaftlicher

Forschung für die Durchführung wissenschaftlicher Vorhaben Einzelangaben übermitteln,

wenn diese Einzelangaben nur mit einem unverhältnismäßig großen Aufwand an Zeit,

Kosten und Arbeitskraft zugeordnet werden können und die Empfänger Amtsträger, für

den öffentlichen Dienst besonders Verpflichtete oder Verpflichtete nach Absatz 4 sind.

(4) Personen, die Einzelangaben nach Absatz 3 erhalten sollen, sind vor der Übermittlung

besonders zu verpflichten, soweit sie nicht Amtsträger oder für den öffentlichen Dienst

besonders Verpflichtete sind. § 1 Abs. 2, 3 und 4 Nr. 2 des Verpflichtungsgesetzes vom

2. März 1974 (BGBl. I S. 469, 547), geändert durch § 1 Nr. 4 des Gesetzes zur Änderung

des Einführungsgesetzes zum Strafgesetzbuch vom 15. August 1974 (BGBl. I S. 1942)

gilt entsprechend.

(5) Die Übermittlung nach Absatz 2 oder Absatz 3 ist nach Inhalt, Stelle, der übermittelt wird,

Datum und Zweck der Weitergabe aufzuzeichnen. Die Aufzeichnungen sind mindestens

fünf Jahre aufzubewahren.

(6) Die nach Absatz 2 oder nach Absatz 3 übermittelten Einzelangaben dürfen nur für die

Zwecke verwendet werden, für die sie übermittelt wurden. In den Fällen des Absatzes 3

sind sie zu löschen, sobald das wissenschaftliche Vorhaben durchgeführt ist. Bei den

Stellen, denen Einzelangaben übermittelt werden, muss durch organisatorische und

technische Maßnahme sichergestellt sein, dass nur Amtsträger , für den öffentlichen

Dienst besonders Verpflichtete oder Verpflichtete nach Absatz 4 Empfänger von

Einzelangaben sind.

(7) Die Pflicht zur Geheimhaltung nach § 7 Satz 1 besteht auch für die Personen, die

Empfänger von Einzelangaben nach Absatz 2 oder Absatz 3 sind.

§ 9 Abschottung

(1) Die Landesstatistikbehörde und die mit der Durchführung einer Kommunalstatistik

befassten Gemeinden und Landkreise haben durch personelle, organisatorische und

technische Maßnahme eine Trennung der für die Statistik zuständigen

Organisationseinheit von den anderen Organisationseinheiten sicherzustellen. Diese



- 6 -

Verpflichtung gilt auch, wenn den Gemeinden und Landkreisen auf Grund von § 8 Abs. 2

oder bundesrechtlicher Vorschriften Einzelangaben übermittelt werden.

(2) In den Gemeinden und Landkreisen sind die erforderlichen Maßnahmen durch Satzung

festzulegen.

§ 10 Erhebungsbeauftragte

(1) Werden bei der Durchführung von Landes- oder Kommunalstatistiken

Erhebungsbeauftragte eingesetzt, so müssen sie die Gewähr für Zuverlässigkeit und

Verschwiegenheit bieten. Sie dürfen nicht eingesetzt werden, wenn auf Grund ihrer

beruflichen Tätigkeit  oder aus anderen Gründen Anlass zu der Besorgnis besteht, dass

Interessenkonflikte mit ihrer Verschwiegenheitspflicht entstehen könnten.

(2) Die Erhebungsbeauftragten dürfen die aus ihrer Tätigkeit oder gelegentlich ihrer Tätigkeit

gewonnenen Erkenntnisse nicht in anderen Verfahren oder für andere Zwecke

verwenden, es sei denn, eine unterlassen Offenbarung von Erkenntnissen würde gegen

§ 138 (Nichtanzeige geplanter Straftaten) oder § 323 c (Unterlassene Hilfeleistung) des

Strafgesetzbuches verstoßen. Sie sind verpflichtet, die Anweisungen der

Erhebungsstellen zu befolgen. Bei der Ausübung ihrer Tätigkeit haben sie sich

auszuweisen.

(3) Die Erhebungsbeauftragten sind auf die Wahrung des Statistikgeheimnisses und zur

Geheimhaltung auch solcher Erkenntnisse schriftlich zu verpflichten, die gelegentlich

ihrer Tätigkeit gewonnen werden. Die Verpflichtung gilt auch nach Beendigung ihrer

Tätigkeit fort.

(4) Die Erhebungsbeauftragten sind über ihre Rechte und Pflichten zu belehren.

§ 11 Hinweispflichten

Die zu Befragenden sind schriftlich auf

1. Art, Zweck und Umfang der Erhebung,

2. die die Statistik anordnende Rechtsvorschrift und die bei der Durchführung der Statistik

verwendeten Hilfsmerkmale,
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3. die Voraussetzungen für die Trennung und Löschung von Hilfsmerkmalen,

4. die Auskunftspflicht oder die Freiwilligkeit der Auskunftserteilung,

5. den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung von Widerspruch und Anfechtungsklage

gegen die Aufforderung zur Auskunftserteilung,

6. die statistischen Geheimhaltungspflichten,

7. die Rechte und Pflichten der Erhebungsbeauftragten und

8. die Bedeutung und den Inhalt von laufenden Nummern und Ordnungsnummern, soweit

sie bei der Durchführung der Statistik verwendet werden,

hinzuweisen.

§ 12 Strafvorschrift

Wer Einzelangaben aus Landesstatistiken oder Kommunalstatistiken untereinander oder

solche Einzelangaben mit anderen Angaben zu dem Zweck zusammenführt, einen

Personen-, Unternehmens-, Betriebs- oder Arbeitsstättenbezug außerhalb  der

Aufgabenstellung dieses Gesetzes oder der eine Landesstatistik oder Kommunalstatistik

anordnenden Rechtsvorschrift herzustellen, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder

mit Geldstrafe bestraft.

§ 13 Bußgeldvorschrift

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 6 Abs. 1, 2 oder 3

Satz 1 eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erteilt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 5.000 Euro geahndet werden.

§ 14 Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt vierzehn Tage nach seiner Verkündung in Kraft.


